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Zusammenfassung zum 
Hintergrundpapier
Bergbau hat in Deutschland eine jahrhunderte­
lange Tradition. In der globalisierten Welt in 
der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts war 
der Abbau von Erzen und Industriemineralien 
in Deutschland aber immer weniger wettbe­
werbsfähig und kam praktisch zum Erliegen, 
als immer mehr Bergwerke stillgelegt wur­
den. Das globale Wirtschaftswachstum hat 
den Ressourcenverbrauch seit dem Zweiten 
Weltkrieg stark erhöht. Im Zuge der großen 
Transformationen des 21. Jahrhunderts (De­
karbonisierung durch Energie- und Verkehrs­
wende, Digitalisierung usw.) steigt der Bedarf 
an metallischen und mineralischen Rohstoffen 
derzeit zusätzlich weiter an. Gleichzeitig füh­
ren politische und geostrategische Faktoren 
dazu, dass die Versorgung der heimischen 
Wirtschaft mit den benötigten Rohstoffen nicht 
mehr uneingeschränkt gesichert ist, Abhängig­
keiten zu wichtigen Förderländer entstanden 
sind und eine starke Konkurrenz mit neu auf 
den Rohstoffmärkten auftretenden Abnehmer­
ländern entstanden ist. Um diese Abhängigkeit 
zu verringern und die Versorgungssicherheit 
zu gewährleisten, setzen sowohl die EU (z.B. 
im Critical Raw Materials Act CRMA) als auch 
die Bundesrepublik Deutschland verstärkt auf 
heimische Produktion. Dies führt zu einer gan­
zen Anzahl von Projekten, auch in Deutschland, 
stillgelegte Anlagen wieder in Betrieb zu neh­
men oder ganz neue Bergwerke zu eröffnen.

Jedwede Extraktion von Rohstoffen hat 
zwangsläufig immer auch Auswirkungen auf 
die Umwelt (Boden, Luft, Wasser), die davon 
berührten Ökosysteme und die in der Umge­
bung lebenden Menschen. Für den BUND als 
Umwelt- und Naturschutzverband ergibt sich 
daraus ein Dilemma: einerseits brauchen wir 

Rohstoffe, um die dringend erforderlichen 
Transformationen (wie z.B. die Dekarbonisie­
rung durch Erneuerbare Energien und Elek­
tromobilität) voranzubringen, andererseits 
sollte die Extraktion dieser Rohstoffe jedoch 
möglichst nachhaltig und ressourcenschonend 
erfolgen und wichtige Umweltschutzgüter 
nicht oder nur möglichst geringfügig beein­
trächtigen.

Das vorliegende Hintergrundpapier fasst die 
Positionen des BUND zum Ressourcenschutz 
zusammen und nennt die Bedingungen, unter 
denen der BUND als Umweltverband Projekte 
des heimischen Bergbaus akzeptieren kann. Es 
benennt die „roten Linien“, die Bergbauprojekte 
unbedingt einhalten sollten, und formuliert die 
Forderungen des BUND für eine verantwor­
tungsvolle, ressourcen- und umweltschonende 
nachhaltige Gestaltung von Bergbauprojekte. 
Diese sind:
1.	Maßnahmen des Ressourcenschutzes 

(Effizienz, Konsistenz und Suffizienz) 
müssen Vorrang vor dem Abbau neuer 
Primärrohstoffe haben.

2.	Abbaugenehmigen dürfen nur noch für die 
mittelfristig nachweislich benötigten Men­
gen erteilt werden statt auf Vorrat oder für 
Jahrzehnte (Bedarfsorientierter Rohstoff­
abbau).

3.	Auf/in ökologisch bedeutsamen Flächen wie 
Schutzgebieten und sensiblen Ökosystemen 
darf kein Bergbau erfolgen oder genehmigt 
werden.

4.	Schäden in Böden, Wasser, Luft und bei der 
Biodiversität sind zu vermeiden oder zu 
minimieren. Betreiber sind zur Wiedergut­
machung aller verursachten Beeinträchti­
gungen zu verpflichten.
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5.	Die lokale Bevölkerung ist einzubeziehen 
und ihre Interessen und Teilhabe sind 
sicherzustellen.

6.	  Das veraltete Bergrecht muss überarbeitet 
und modernisiert werden, Umweltbelange 
sind bei Bergbauprojekten vorrangig zu 
berücksichtigen.
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1. �Warum setzen wir uns mit dem 
heimischen Bergbau auseinander? 

Alle Menschen brauchen Rohstoffe zum 
Leben. Dazu gehören nicht nur biotische Roh­
stoffe unter anderem für Nahrung, Baustoffe 
und Kleidung, sondern auch abiotische Roh­
stoffe wie Metalle oder Mineralien für Gebäu­
de, Infrastruktur, Energie, Mobilität und ver­
schiedene Gegenstände des täglichen Lebens. 
Jedes Jahr verbraucht jede und jeder Deutsche 
im Durchschnitt rund 16 Tonnen Rohstoffe. 
Dieser Verbrauch pro Kopf ist seit Jahren in 
etwa konstant (Ressourcenbericht des Um­
weltbundesamtes, 2022).1 Viele Rohstoffe, 
die wir in Deutschland nutzen, kommen dabei 
aus anderen Ländern. Oftmals werden sie als 
Vorprodukte oder Fertigwaren importiert, in 
denen die ursprünglichen Rohstoffe bereits in 
weiterverarbeiteter Form enthalten sind. Da in 
der Regel die meisten Umweltbelastungen bei 
der Entnahme (Bergbau) und auf den ersten 
Verarbeitungsstufen (z.B. Verhüttung und 
Veredelung) anfallen, gibt es eine ungleiche 
Aufteilung zwischen Lasten und Nutzen: die 
Umweltbelastung fällt vor allem in den diese 
Rohstoffe fördernden und aufarbeitenden 
Ländern an, während der wirtschaftliche Nut­
zen der weitergehenden Wertschöpfung durch 
industrielle Fertigung und Montage und insbe­
sondere der Nutzen des Konsums Deutschland 
zugutekommt.

Menschen streben weltweit danach, ihre Le­
bensbedingungen aus der Armut in ein materi­
ell besser gestelltes Leben zu verbessern. Mit 
ihrem zunehmenden Einkommen wächst auch 
ihr persönlicher Konsum. In Kombination mit 
einer global wachsenden Bevölkerung steigt 

seit Jahrzehnten der absolute Verbrauch an. 
Der globale durchschnittliche Verbrauch liegt 
inzwischen bei rund 13,5 Tonnen pro Person;2 
dies ist aber noch immer deutlich niedriger als 
in Deutschland.

Durch den anhaltend hohen Verbrauch an Gü­
tern und den darin enthaltenen Rohstoffen in 
den reicheren Industrieländern und durch den 
steigenden Verbrauch in Ländern mit zuneh­
mendem Wohlstand steigen die damit verbun­
denen Umweltbelastungen insgesamt weltweit 
an. Ein erheblicher Anteil dieser Umweltbelas­
tungen hängt direkt mit der Rohstoffextrak­
tion und Rohstoffnutzung zusammen. Wenn 
man die gesamte Wertschöpfungskette von 
der Extraktion über die Verarbeitung und den 
Konsum der erstellten Güter bis hin zu ihrer 
Entsorgung betrachtet, sind gerade Rohstof­
fextraktion und Verhüttung/Veredelung beson­
ders umweltbelastend. Nach dem Bericht des 
Internationalen Ressourcenpanels des Umwelt­
programms der Vereinten Nationen3 stehen 
beispielsweise 90 % des Biodiversitätsverlus­
tes und fast 50 % der Treibhausgasemissionen 
in Zusammenhang mit der Entnahme und den 
ersten Verarbeitungsstufen von Rohstoffen. 
Die mit diesem zunehmenden Rohstoffver­
brauch einhergehenden steigenden Umwelt­
belastungen sind aus Sicht des BUND besorg­
niserregend. Mit dem Konzept der Planetaren 
Grenzen wird die Widerstandsfähigkeit der 
irdischen Ökosysteme beschrieben. Es wur­
den neun Belastungsgrenzen für den sicheren 
menschlichen Handlungsraum definiert. Inzwi­
schen sind allerdings nach den vorliegenden 

1	� UBA (Hrsg.) (2022): Die Nutzung natürlicher Ressourcen. Bericht für Deutschland 2022. https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/479/publi­
kationen/fb_die_nutzung_natuerlicher_ressourcen_2022_0.pdf

2	� Datenbank des UNEP International Resource Panel. Abrufbar unter: www.materialflows.net
3	� IRP (2019). Global Resources Outlook 2019: Natural Resources for the Future We Want. Oberle, B., et al. https://www.resourcepanel.org/reports/global-resour­

ces-outlook-2019
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Daten bereits sechs von diesen neun planeta­
ren Grenzen überschritten, darunter die Gren­
zen betreffs der Erderwärmung, der Zerstörung 
von Lebensräumen, der Belastung der Umwelt 
mit neuartigen Stoffen oder der Übernutzung 
von Süßwasserquellen.4 Die Folgen insbeson­
dere der Erderwärmung sind bereits im Alltag 
spürbar, sowohl in Deutschland als auch in 
nahezu allen anderen Ländern. 

Die Nachfrage nach unterschiedlichen Rohstof­
fen verschiebt sich beispielsweise durch die 
Energiewende. Durch den Ausbau der erneu­
erbaren Energien werden zunehmend weniger 
fossile Energieträger verbrannt und Kohlen­
dioxid-Emissionen reduziert. Doch für die Kon­
struktion der zu errichtenden Anlagen für die 
Erzeugung erneuerbarer Energien werden ganz 
erhebliche zusätzliche Mengen an Mineralien 
und Metallen genutzt und verbraucht. Je nach 
Art und Technik der Anlagen werden unter­
schiedliche Rohstoffe gebraucht. So gibt es 
inzwischen Windkraftanlagen, deren Generato­
ren je nach eingesetzter Technik viel Neodym 
(einem Element aus der Gruppe der Seltenen 
Erden) für die Magnete benötigen, während 
für Generatoren bei anderen Windkraftanla­
gen-Techniken kaum Neodym gebraucht wird. 
Zwar ist davon auszugehen, dass am Ende 
ihrer Nutzungsdauer ein Teil der Rohstoffe aus 
diesen Anlagen wiederverwendet werden kann 
und dass der Rohstoffbedarf für die Energiebe­
reitstellung nach Eintritt einer Marktsättigung 
bei Anlagen zur Erzeugung von erneuerbarer 
Energie langfristig insgesamt wieder sinkt. 
Diese Effekte, die zu einer Verringerung des 
Verbrauchs an Primärrohstoffen führen könn­
ten, werden aber voraussichtlich erst weit nach 
der Mitte dieses Jahrhunderts zum Tragen 
kommen. Die Nachfrage besonders nach kriti­
schen Rohstoffen wird voraussichtlich in den 

nächsten Jahrzehnten zunächst erst einmal 
stark ansteigen. Neben der Transformation des 
Energiesystems werden darüber hinaus auch 
die zunehmende Elektromobilität sowie weite­
re Technologien und Trends (z.B. im Bereich 
Digitalisierung) den Bedarf an Rohstoffen in 
den nächsten Jahren weiter stark zunehmen 
lassen und ihn zudem in Richtung auf seltene­
re und kritische Rohstoffe verschieben.

GEOPOLITISCHE UNSICHERHEITEN 
UND GESTÖRTE LIEFERKETTEN 
Aktuell verleihen die Sorgen um Versorgungs­
sicherheit und geostrategische Unsicherhei­
ten der Diskussion um stärkere heimische 
Förderung zusätzlichen Schwung. War die 
Diskussion um eine anzustrebende „Resilienz“ 
Europas noch abstrakt, so ist uns in Folge der 
Corona-Pandemie deutlich bewusst geworden, 
welche Risiken Lieferketten auch in Konfliktfäl­
len bergen. Der russische Angriffskrieg auf die 
Ukraine, die strategischen Prioritäten in der chi­
nesischen und US-amerikanischen Außenwirt­
schaftspolitik und die Auswirkungen der welt­
weiten Kriege und Konflikte (in der Ukraine, im 
Nahen Osten, im Sudan und im Kongo) auf die 
Handelswege zeigen, dass verlässliche Liefer­
ketten und eine sichere und kontinuierliche 
globale Versorgung mit allen Vorprodukten und 
Waren zu jeder Zeit nicht mehr so selbstver­
ständlich sind , wie vor diesen Krisen angenom­
men wurde. Für Deutschland und die EU ins­
gesamt ist es daher eine Frage der nationalen 
Sicherheit geworden, über verlässliche Zugänge 
zu den die für kritische Infrastrukturen und die 
Energieversorgung erforderlichen Rohstoffe 
zu verfügen und deren möglicher Blockierung 
durch einzelne Mächte durch Handelsbeschrän­
kungen oder im Konfliktfall zu verhindern.
Mit ihrer neuen Rohstoffstrategie, die im „Criti­
cal Raw Materials Act“ festgeschrieben wurde, 

4	� Wang-Erlandsson, L., Tobian, A., van der Ent, R. J., Fetzer, I., te Wierik, S., Porkka, M., Staal, A., Jaramillo, F., Dahlmann, H., Singh, C., Greve, P., Gerten, D., Keys, P.W., 
Gleeson, T, Cornell, S. E., Steffen, W., Bai, X., Rockström, J., (2022). Towards a green water planetary boundary. Nature Reviews Earth & Environment. https://doi.
org/10.1038/s43017-022-00287-8

HINTERGRUND: HEIMISCHER BERGBAU

6 

https://www.nature.com/articles/s43017-022-00287-8


strebt die EU-Kommission vor diesem Hinter­
grund eine verstärkte heimische Förderung, 
Weiterverarbeitung und das Recycling kritischer 
Rohstoffe an.5 Die EU will die heimische Pro­
duktion stärken: Zehn Prozent der strategisch 
besonders wichtigen Rohstoffe sollen künftig 
in der EU gefördert werden. Zurzeit sind es 
nur drei Prozent. Die erforderlichen Genehmi­
gungen für Bergbauaktivitäten sollen deutlich 
schneller erteilt werden können: Deshalb sollen 
Umweltverträglichkeitsprüfungen von einem 
Jahr auf 90 Tage, Genehmigungsverfahren auf 
maximal zwei Jahre verkürzt werden. Allein 
in Sachsen laufen aktuell mehrere Dutzend 
Erkundungsvorhaben; dabei geht es vor allem 
um Lithium, Zinn und Kupfer, aber auch wei­
tere Metalle wie Indium, Silber, Zink, Mangan, 
Seltene Erden, Wismut und Wolfram. So soll 
in Zinnwald an der tschechischen Grenze 
unterhalb eines alten, seit langem aufgegebe­
nen Bergwerkes grenzübergreifend ein neues 
Lithiumbergwerk entstehen. In der Lausitz 
soll Kupfer gefördert werden sowie in kleine­
ren Mengen auch andere Metalle. Das Berg­
werksprojekt Tellerhäuser will im Erzgebirge 
3.000 Tonnen Zinn pro Jahr fördern. Acht 
Kilometer lang soll das Bergwerk werden und 
bis zu 900 Meter tief in den Felsen reichen. Im 
Oberrheingraben in Rheinland-Pfalz und Teilen 
von Baden-Württemberg könnten mithilfe dort 
schon bestehender Geothermie-Förderanlagen 
oder in neuen Bohrungen über Jahrzehnte 
zusätzlich erhebliche Mengen an Lithium aus 
Tiefenwässern extrahiert werden. Auch die in 
den 1990er Jahren geschlossene und geflute­
te Grube Käfersteige bei Pforzheim mit ihrem 
großen Vorkommen an Schwerspat und Fluss­
spat soll leergepumpt und bereits 2026 wieder 
geöffnet werden. Diese Beispiele zeigen sehr 
anschaulich, wie aktuell das Thema ist.

ROHSTOFFVERBRAUCH SENKEN 
UND KRITERIEN FÜR VERANTWOR­
TUNGSVOLLEN HEIMISCHEN BER­
GBAU ENTWICKELN
Für den BUND ist nach wie vor eine dringende 
Aufgabe der nationalen Politik und der Akteure 
in der Wirtschaft, den deutschen Rohstoffver­
brauch massiv zu senken. Durch Maßnahmen 
zur Steigerung der Effizienz der Produktion, 
durch eine umfassende Kreislaufführung der 
Materialien und durch mehr Suffizienz des Kon­
sums könnte so ein Beitrag zur Ressourcen­
gerechtigkeit geleistet werden (siehe Kap. 2). 
Eine vollständige Kreislaufführung aller 
Rohstoffe ist aber weder in absehbarer Zeit 
technisch machbar, noch ist sie wohl physika­
lisch überhaupt möglich, da es bei Fertigung, 
Nutzung und Konsum immer einen gewissen 
Schwund und Verluste an Material geben wird. 
Außerdem ist Recycling sehr häufig ein Down-
Cycling. Daher wird immer wieder neuer Input 
von Primärrohstoffen benötigt wird, um den 
unvermeidlichen Schwund und Materialverlust 
auszugleichen und die für einige Anwendun­
gen benötigte hohe Qualität der eingesetzten 
Materialien aufrecht zu erhalten. Eine gewisse 
(Rest-)Menge Primärrohstoffe wird daher künf­
tig auch weiterhin gebraucht.

Zunehmend wehren sich Menschen in allen 
betroffenen Ländern gegen die eingangs 
genannte Ungleichheit bei der Verteilung der 
Kosten und dem Nutzen der Rohstoffentnahme 
und -verwendung. Sie wollen nicht mehr die 
Umweltbelastungen und die eher geringe Wert­
schöpfung des bloßen Abbaus tragen, während 
der größte Teil der Wertschöpfung und der 
Nutzen des Konsums anderswo anfällt, ohne 
ihnen selbst zugute zu kommen. Auch aus 
Sicht des BUND in Deutschland ist es richtig, 
diese ungleiche Aufteilung zu hinterfragen: 

5	� EC (2024): Raw Materials Act. https://single-market-economy.ec.europa.eu/sectors/raw-materials/areas-specific-interest/critical-raw-materials/critical-raw-mate­
rials-act_en

HINTERGRUND: HEIMISCHER BERGBAU

7 

https://single-market-economy.ec.europa.eu/sectors/raw-materials/areas-specific-interest/critical-raw-materials/critical-raw-materials-act_en


können wir aus ethischen Gesichtspunkten 
weiterhin Rohstoffe aus anderen Ländern 
beziehen und die dort anfallenden Umweltbe­
lastungen ignorieren oder schweigend in Kauf 
nehmen, während wir den Nutzen in unserem 
eigenen Land beanspruchen? Und dürfen wir 
uns dem heimischen Bergbau entgegenstellen, 
weil wir diese Umweltbelastungen im eigenen 
Land nicht akzeptieren können, obwohl wir sie 
Anderen durchaus zumuten?

Aus Gründen der Umweltgerechtigkeit ist es 
daher erforderlich, als Umweltverband einen 
Schritt weiterzugehen und sich der gesell­
schaftlichen Diskussion zu stellen, wie Berg­
bau in Deutschland gestaltet werden muss, um 
die dadurch unweigerlich im eigenen Lande 
entstehenden Umweltbelastungen so weit wie 
möglich zu minimieren und die bei uns be­
troffenen Schutzgüter so wenig wie möglich 
zu beeinträchtigen. Eine „Not-in-my-Backyard 
(NIMBY) -Haltung“ in Bezug auf Bergbau im 
eigenen Land und die Verschiebung der damit 
zusammenhängenden Probleme in die diese 
Rohstoffe abbauenden Länder ist für uns als 
Umweltverband, der neben dem Schutz von 
Natur und Umwelt auch Umweltgerechtigkeit 
als wichtiges Ziel ansieht, ethisch nicht verant­
wortbar.

Wir wollen keine Fundamentalopposition, son­
dern eine differenzierte und kritische Haltung, 
um daraus Bedingungen für einen heimischen 
Bergbau zu begründen, in der Umweltbelange 
ebenso berücksichtigt werden wie die Interes­
sen der Menschen sowohl in den heimischen 
Bergbauregionen als auch bei einem Roh­
stoffabbau im Ausland. Heimischer Bergbau 
kann aber für uns als Umweltverband nur dann 
akzeptabel sein, wenn der Abbau und die Auf­
bereitung der Rohstoffe im Inland deutlich hö­

heren sozialen und ökologischen Anforderun­
gen nachkommt als dies in der Vergangenheit 
gegeben war und häufig noch gegenwärtig der 
Fall ist. Der Bergbau muss heute andere sozia­
le und ökologische Anforderungen erfüllen als 
früher – hier in Deutschland und weltweit.

Wir wollen uns daher in die aufkommende 
Diskussion zu einer Renaissance von Bergbau 
in Europa und in Deutschland einmischen und 
fragen: unter welchen Rahmenbedingungen 
ist Bergbau in Deutschland aus unserer Sicht 
akzeptabel? In welche Prinzipien muss eine 
Entscheidung zum heimischen Bergbau ein­
gebettet sein? Welche Verschiebungen von 
Umweltlasten ins Ausland können nicht mehr 
ignoriert werden? Und wie muss der Bergbau 
reguliert sein, damit er so wenig umweltbelas­
tend wie möglich ist? Wie kann ein verantwor­
tungsvoller Bergbau in Deutschland ausgestal­
tet werden, so dass er möglicherweise sogar 
zu einem Vorbild für ähnliche Aktivitäten in 
anderen Ländern wird?
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Dieses Papier bündelt bereits ver-
abschiedete aktuelle Positionen des 
BUND und soll Argumentationshilfen 
gerade für beim BUND Aktive und 
BUND-Gruppen in einem konflikt
trächtigen und bislang wenig diskutier-
ten Bereich geben. Es kann die Viel-
schichtigkeit des Themas sicherlich 
nicht umfassend und in allen Details 
behandeln.
yy In Deutschland werden bereits viele 
Rohstoffe abgebaut, darunter Sand, 
Kies, Gips, Kohle, und vieles mehr. Es 
ist absehbar, dass aufgrund der oben 
angesprochenen Verschiebungen der 
Rohstoffnachfrage und des Critical 
Raw Materials Act zunehmend auch 
der Metall- und Mineralbergbau in 
den Fokus rückt, der in Deutschland 
lange Zeit nicht mehr stattfand. Diese 
neuen Bergbauaktivitäten und deren 
Bedingungen und Auswirkungen ste­
hen im Zentrum dieses Papiers. 

yy Es geht in diesem Papier ausschließ­
lich um Bergbau auf dem Festland, 
nicht in der See oder Tiefsee – zu 
diesen Themen hat der BUND eigene 
Positionen veröffentlicht.6, 7

yy Nicht betrachtet werden in diesem 
Papier der Abbau und die Förderung 
der fossilen Brennstoffe Kohle, Braun­
kohle, Erdgas und Erdöl. 

yy Ausgeklammert und nicht explizit 
behandelt werden in diesem Papier 
auch die juristischen Fragen des 
deutschen Bergrechts. Mit der Prob­
lematik des Bergrechts und dessen 
Modernisierung befasst sich aktuell 
eine eigene Arbeitsgruppe des BUND. 

Es wird erwartet, dass diese Arbeits­
gruppe in Kürze ein eigenes Papier 
zum Bergrecht und Vorschläge zu 
dessen Modernisierung vorlegen 
wird. Aus Sicht des BUND ist das 
derzeit geltende Bergrecht mit seiner 
starken Vorrangstellung vor fast allen 
anderen Regelungsbereichen drin­
gend zu überarbeiten und den moder­
nen Bedingungen anzupassen.

6	� BUND (2018): Position 67: Tiefseebergbau. https://www.bund.net/fileadmin/user_upload_bund/publikationen/bund/position/tiefseebergbau_position.pdf 
7	� BUND (2021): Position 71: Meeres- und Küstennaturschutz der Nord- und Ostsee. https://www.bund.net/fileadmin/user_upload_bund/publikationen/bund/positi­

on/position_meere_kuesten_naturschutz.pdf

HINTERGRUND: HEIMISCHER BERGBAU

9 

https://www.bund.net/fileadmin/user_upload_bund/publikationen/bund/position/position_meere_kuesten_naturschutz.pdf


2. �Weniger Ressourcenverbrauch als 
Grundprinzip für verantwortungs-
vollen Bergbau

Wenn die Klimaerwärmung und der Biodiver­
sitätsverlust noch gestoppt bzw. gemindert 
werden sollen, dann muss der Ressourcenver­
brauch der Menschheit schnell und drastisch 
reduziert werden, insbesondere die Extraktion 
und Verwendung von Primärrohstoffen. Diese 
Reduktion des Ressourcenverbrauchs kann 
nur Erfolg haben, wenn sie mit einer umfassen­
den gesellschaftlichen und wirtschaftlichen 
Transformation einhergeht, bei der die drei 
strategischen Ansätze der Suffizienz, Effizi­
enz und Konsistenz umgesetzt werden. Dabei 
geht es um eine drastische und nachhaltige 
Senkung des Konsums und des Verbrauchs 
an Energie und Rohstoffen bei gleichzeitiger 
Befriedigung der grundlegenden Bedürfnisse, 
die schonende und möglichst lange Nutzung 
der eingesetzten Ressourcen, um damit mög­
lichst hohen Nutzen zu erzielen, und um eine 
konsequente Kreislaufführung und Ressour­
ceneinsparung, u.a. durch längere Haltbarkeit, 
Reparierbarkeit, mehrfache Nutzung, Wieder- 
und Weiterverwendung und ein möglichst 
hochwertiges Recycling. So sollte z.B. beim 
Bauen der Pro-Kopf-Verbrauch an Wohn- und 
Büroraum auf das Nötige gesenkt (Suffizienz) 
und die Renovierung von Gebäuden und Repa­
ratur und Weiternutzung von Bauteilen Vorrang 
vor Neubau haben (lange Ressourcennutzung, 
Effizienz). Das Recycling von nicht wieder­
verwendbaren Bauteilen sollte unabhängig 
von den anfallenden (Mehr-)Kosten generell 
Vorrang vor dem Einsatz primärer Rohstoffe 
haben. Für ein optimales Recycling müs­
sen Bauteile rückstandsfrei rückbaubar und 
recycelbar hergestellt werden (Konsistenz). 
Nachwachsende Rohstoffe sollten – nach 
sorgfältiger Abwägung der Auswirkungen ihrer 

Erzeugung und der Flächenkonkurrenz ihres 
Anbaus mit dem der Nahrungsmittelerzeugung 
und des Naturschutzes – wo immer möglich 
Vorrang vor dem Einsatz von metallischen oder 
mineralischen Primärrohstoffen aus Bergbau­
aktivitäten haben.

Zur Bewältigung der diversen Krisen und für 
die Energie-, Wärme- und Mobilitätswende, weg 
von einer durch fossile Brennstoffe getrage­
nen Wirtschaftsweise hin zu einer CO2-armen 
oder CO2-neutralen Wirtschaftsweise mit 
der Nutzung von erneuerbaren Energien und 
anderen Zukunftstechnologien, wird es auch 
künftig erforderlich sein, primäre Rohstoffe 
abzubauen. Dabei sollte die Notwendigkeit des 

DER BUND FORDERT

yy Die Verabschiedung eines Ressour­
censchutzgesetzes in Form eines 
übergeordneten Stammgesetzes 
als rechtlicher Rahmen für die anzu­
strebende schnelle und drastische 
Reduzierung der Extraktion und des 
Verbrauchs an Primärrohstoffen. 

yy Die Festlegung einer Reduktion des 
Verbrauchs von abiotischen Primär­
rohstoffen auf maximal 6 Tonnen pro 
Person und Jahr bis 2050 und von 
biotischen Primärrohstoffen auf ma­
ximal 2 Tonnen pro Person und Jahr 
bis 2050 als verbindliche Ressourcen­
schutzziele. 
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Einsatzes von Primärrohstoffen für diese Zu­
kunftstechnologien und andere Anwendungen 
kritisch überprüft werden und der Gesamtbe­
darf an den beiden oben genannten Zielwerten 
pro Kopf und Jahr bis 2050 ausgerichtet 
werden. Die Einsparung von Primärrohstoffen 
muss dabei eine hohe Priorität bei den Zie­
len der Technologieentwicklung bekommen. 
Belastende und umweltschädigende Tech­
nologien und Materialien sind durch weniger 
gefährliche und weniger belastende Substitute 
zu ersetzen.

Bergbau und Extraktion von Primärrohstoffen 
sollten daher künftig generell nur noch in dem 
Umfang erfolgen, wie es nach konsequenter 
Einhaltung der Prinzipien der Suffizienz, Effizi­
enz und Konsistenz bei einer nicht mehr dem 
ungezügelten Wachstumszwang unterworfe­
nen Wirtschaftsweise erforderlich ist. Heute 
ermittelt jedes Bergbauunternehmen den 
Bedarf an den von ihm abgebauten Rohstoffen 
und entscheidet aufgrund seiner Absatz- und 
Exportpolitik selbst, wieviel eines Rohstoffes 
es abbaut, um seinen Profit zu maximieren. Die 
abzubauende Menge sollte jedoch daran orien­
tiert sein, was wirklich gebraucht wird. Dieser 
Bedarf sollte möglichst durch einen gesell­
schaftlichen Diskurs ermittelt oder wenigstens 
durch eine neutral aufgestellte Behörde fest­
gestellt werden und eben nicht mehr einseitig 
den Interessen der Absatz- und Gewinnmaxi­
mierung der Bergbauunternehmen unterworfen 
sein.

Der BUND hat seine Position dazu ausführlich 
im Positionspapier 74 dargelegt: „Ressourcen
schutz heißt drastische Verringerung des 
Ressourcenverbrauchs – Warum wir eine 
Festlegung von absoluten und verbindlichen 
Ressourcenschutzzielen innerhalb eines 
Ressourcenschutzstammgesetzes brauchen“.8

8	� https://www.bund.net/service/publikationen/detail/publication/ressourcenschutz-heisst-drastische-verringerung-des-ressourcenverbrauchs/
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3. �Leitlinien für den heimischen 
Bergbau

RECHTLICHE RAHMEN­
BEDINGUNGEN
Der Bergbau ist in Deutschland nach dem 
Bundesberggesetz geregelt, das 1982 letzt­
malig reformiert wurde. Es unterscheidet 
sogenannte bergfreie und grundeigene 
Bodenschätze: bergfreie Bodenschätze sind 
beispielsweise Kohle, Salze oder Metalle; 
grundeigene Bodenschätze sind beispiels­
weise Feldspat, Quarz oder Quarzit. Grundei­
gene Bodenschätze gehören dem Eigentümer 
des jeweiligen Bodens, in bzw. unter dem sie 
gefunden werden. Bergfreie Bodenschätze hin­
gegen gehören dem Staat. Beide Kategorien, 
die bergfreien und die grundeigenen Boden­
schätze, unterliegen dem Bergrecht und bedür­
fen Genehmigungen der zuständigen Behörden 
oder Bergämter zu ihrem Abbau.9 Darüber 
hinaus gibt es noch sogenannte Grundeigen­
tümerbodenschätze wie Sand oder Kies. Diese 
gehören dem Grundeigentümer und unterlie­
gen nicht dem Bergrecht, sondern dem jeweili­
gen Landesrecht (u.a. dem Abgrabungsrecht).

Rohstoffabbau kann im Tagebau oder Unter­
tagebau oder in Mischformen geschehen. Bei 
beiden Formen ist zu beachten, ob der Abbau 
über oder im Grundwasser geschieht. Für die 
gesetzlichen Regelungen zur Beantragung ist 
diese Unterscheidung aufgrund der Beanspru­
chung des Wassers relevant.

Bei Tagebauen sind neben den möglichen 
Gefahren und Umweltschäden, die generell von 
Errichtung und Betrieb von Anlagen und Fahr­
zeugen für die Rohstoffgewinnung ausgehen, 

speziell auch die vollständige Zerstörung der 
Natur auf den (großen) Flächen des Tagebaus 
zusätzlich zu betrachten.

Bei Untertagebau sind neben obertägiger 
Flächenbeanspruchung durch Anlagen und 
Wege vor allem Fragen nach Betroffenheit 
von Grund- und Trinkwasser (Entwässerung, 
Verunreinigung) und Freisetzung von Schad­
stoffen aus dem abgebauten Gestein durch 
Wasserlaugung zu betrachten, aber auch die 
Gefahr des Auftretens von Erschütterungen, 
Einbruchgefahren, Haldenbränden usw. Der Ab­
bau mit Sprengstoffen erfolgt beispielsweise 
nach Bundesimmissionsschutzrecht, ohne 
Sprengung nach diversen länderspezifischen 
Regelungen wie Abgrabungs-, Wasser- bzw. 
Naturschutzrecht. Tagebau von mineralischen 
Stoffen in den ostdeutschen Bundesländern ist 
außerdem nach Bergrecht zu beantragen, wenn 
für diese bergbauliche Berechtigungen oder 
Bewilligungen bestehen, die im Einigungsver­
trag aus dem DDR-Recht übernommen wurden. 
Es handelt sich hierbei um an ausgewiesene 
Flächen gebundene Rechte, die nach der Wie­
dervereinigung an Firmen vergeben wurden.10

TAGEBAU11

Rohstoffabbau über Tage im Tagebau zerstört 
Flächen und deren Bewuchs. Dies geschieht 
zwar generell auch im Bergwerksabbau unter 
Tage durch den Bau von betrieblichen Anlagen, 
also Gebäuden, Straßen, Flächen für Abraum 
und für die Zwischenlagerung von gewonne­
nem Rohstoff sowie die Zuwegung zum Ab­
bau. Bei Tagebauen kommt die vollständige 

9	� Bundesministrium der Justiz, o.J.: Bundesberggesetz. https://www.gesetze-im-internet.de/bbergg/
10	� Vgl,: https://rohstofftransparenz.de/rechtlicher-rahmen-und-staatliche-stellen/
11	� Die nachfolgenden Bewertungen der Eingriffe durch Rohstoffabbau sind auf der Grundlage der Erfahrungen für den Abbau von Gips, Anhydrit, Dolomit sowie Sand 

und Kies entstanden. Die betrachteten Eingriffe für Rohstoffabbau beziehen sich auf Gebiete in Niedersachsen, Thüringen sowie auf Bayern.
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Zerstörung der Flächen für den eigentlichen 
Rohstoffabbau und deren Bodenkrume und 
Bewuchs hinzu. Diese Zerstörung nimmt 
erhebliche Ausmaße an, sowohl was die Flä­
chengröße als auch den Naturverlust betrifft. 
Außerdem hat der Rohstoffabbau im Tagebau­
betrieb ebenfalls erhebliche Auswirkungen auf 
den Landschaftswasserhaushalt.

Zwar ist die Wiederherrichtung der durch den 
Rohstoffabbau in Anspruch genommenen 
Flächen gesetzlich vorgeschrieben. Eine Wie­
derherstellung der ursprünglichen, oft wertvol­
len, natürlichen Flächen ist aber in der Regel 
nicht möglich. Zum Beispiel können natürliche 
Laubwälder in einem ausgesteinten Tage­
bau prinzipiell nicht dem Ausgangszustand 
entsprechend wiederhergestellt werden, weil 
Ausgangsgestein, Waldboden, Artenvielfalt, 
im Boden gespeicherte Samenvorräte und 
Ökosystem-Beziehungen nach dem Tagebau 
komplett fehlen. Ein Anpflanzen von neuem 
Wald gelingt nur mit viel pflegerischem Auf­
wand. Dieser Wald hat dann aber nur gleich 
alte Bäume, einen artenverarmten, nicht 
natürlichen Unterwuchs, keinen tiefgründigen 
Waldboden mehr und ihm fehlen auch seine 
ursprünglichen Tierarten. Überdies braucht es 
über viele Jahrzehnte, bis neu angepflanzte 
Bäume die durchschnittliche Größe und das 
Alter eines Waldbaumes erreichen (aktuell 
82 Jahre12) und somit das volle Spektrum der 
Ökosystemleistungen eines Waldbaumes er­
bringen können.

Aus diesen Gründen sollten Tagebau und 
Bodenabbau auf nachfolgenden Naturflächen 
und Gebieten grundsätzlich ausgeschlossen 
sein (siehe hierzu auch Tab. 1 im Anhang): 
yy von der International Union for Conservation 

of Nature (IUCN) anerkannten Schutzgebiete 
(Weltnaturerbe, Weltkulturerbe, Biosphären­
reservat), 

yy nach der europäischen Fauna-Flora-Hab­
itat-Richtlinie (FFH-Richtlinie) und der europä­
ischen Vogelschutzschutzrichtlinie geschütz­
te Gebiete, 

yy alle nach dem Bundesnaturschutzgesetz 
benannten Naturschutzkategorien: Natur­
schutzgebiete, Landschaftsschutzgebiete, 
Naturparke, Nationalparke, Biosphären­
reservate, gesetzlich geschützte Biotope, 
Natur- und Bodendenkmäler, geschützte 
Landschaftsbestandteile, Flächen der 30 vom 
Bundesamt für Naturschutz ausgewiesenen 
Hotspots der Artenvielfalt, 

yy alle natürlichen oder naturnahen Wälder, 
Flächen, die FFH-Lebensräume tragen, aber 
nicht als FFH-Gebiet ausgewiesen sind, 

yy Äcker mit hohen Bodenpunkten, 
yy Flächen mit seltenen Böden, 
yy Pufferflächen rund um Wälder und Schutzge­
biete, 

yy landesweit und regional wichtige Bereiche für 
den Biotopverbund, 

yy Flächen mit gutachterlicher Empfehlung zur 
Schutzgebietsausweisung.

ABBAU UND GRUNDWASSER
Sowohl der Tagebau als auch der Untertage­
bau haben im Regelfall Auswirkungen auf das 
Grundwasser. Folgende Gefährdungen müssen 
durch Vorsorgemaßnahmen sicher ausge­
schlossen werden:

yy Grundwasserschützende Bodenschichten: 
Durch die Rohstoffgewinnung werden die 
Bodenschichten verändert. Für die Reinhal­
tung des Grundwassers sind grundwasser­
schützende Überdeckungen von wesentlicher 

12	� Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (2024): Der Wald in Deutschland. Ausgewählte Ergebnisse der vierten Bundeswaldinventur.  
https://www.bmel.de/SharedDocs/Downloads/DE/Broschueren/vierte-bundeswaldinventur.pdf?__blob=publicationFile&v=14 
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Bedeutung. Werden solche Bodenschichten 
beseitigt oder geschwächt, besteht die Ge­
fahr, dass Schadstoffe in den Grundwasser­
leiter gelangen können. Rohstoffgewinnung 
muss deshalb so erfolgen, dass die Schutz­
funktionen des Bodens für das Grundwasser 
vollständig erhalten bleiben.

yy Veränderungen von Grundwasserkörpern 
und -strömungen: 
Durch Rohstoffabbau können die lokalen 
Grundwasserverhältnisse negativ verändert 
werden. Je nach den vorhandenen geolo­
gischen Verhältnissen sind verschiedene 
Grundwasserleiter vorhanden. Neben ober­
flächennahem Schichtwasser und dem 
ersten Grundwasserleiter sind auch tiefere 
Grundwasserkörper bei einer Prüfung auf Ge­
fährdungen zu berücksichtigen. Grundwasser 
kann durch dichte Deckschichten artesisch 
gespannt sein. Es besteht die Gefahr
· �der Veränderung von oberflächennahem 

Schichtwasser bzw. oberflächennahem 
Grundwasser mit Auswirkungen auf wasser­
abhängige Ökosysteme wie Quellbereiche, 
Feuchtgebiete usw., 

· �der Verbindung von verschiedenen Grund­
wasserleitern mit der Gefahr der Belastung 
der tieferen Grundwasserleiter mit Schad­
stoffen,

· �der Änderungen der Druckverhältnisse bei 
artesisch gespannten Grundwasserleitern,

· �der Belastung des Grundwassers durch 
Stoffe aus dem Rohstoffabbau.

yy Abbau und Oberflächengewässer 
Oberflächengewässer dürfen nicht durch 
Materialeinschwemmungen aus Abbau­
bereichen beeinträchtigt werden. Nieder­
schlagswasser aus Abbaubereichen ist über 
entsprechende Behandlungs- und Rückhalte­
einrichtungen abzuleiten. Für Abbaubereiche 
ist eine Gefährdungsanalyse hinsichtlich von 
Starkregenereignissen zu erstellen.

yy Verfüllung von Abbaubereichen 
Die Verfüllung der entstandenen Abbauberei­
che ist neben der Abbautätigkeit ein weiterer 
Geschäftsbereich der Abbaubetriebe. Durch 
eine Verfüllung mit schadstoffbelastetem 
Material besteht die Gefahr einer Verunrei­
nigung von Gewässern. Eine Verfüllung von 
Abbaubereichen ist deshalb nur mit schad­
stofffreiem Material zuzulassen. Weiter 
müssen die Bodenschichten entsprechend 
dem früheren Zustand wiederhergestellt 
werden. Eine Wiederverfüllung darf nur dann 
zugelassen werden, wenn keine wertvollen 
Lebensräume und keine geschützten Arten 
betroffen sind.

 
Rohstoffgewinnung darf nur dann erfolgen, 
wenn nachteilige Auswirkungen auf alle Ge­
wässer und auf den Wasserhaushalt ausge­
schlossen werden können. Das Schutzgut 
Wasser liegt im überragenden öffentlichen 
Interesse und muss somit unbedingt Vorrang 
gegenüber Maßnahmen der Rohstoffgewin­
nung haben. Es darf nicht möglich sein, dass 
Vorschriften des Wasserschutzes durch ihnen 
widersprechende Regelungen des Bergrechtes 
einfach ausgehebelt und unwirksam gemacht 
werden.

UNTERTAGEBAU
Beim Untertagebergbau wird tief in das Ge­
stein gegraben, um Mineralien und Metalle 
abzubauen, die dann an die Oberfläche trans­
portiert werden. Dadurch können Schadstof­
fe in die Luft und das Wasser gelangen. Der 
Rohstoffabbau unter Tage kann darüber hinaus 
zu erheblichen Wasser- und Bodenverschmut­
zungen führen. Durch den Abbau von Rohstof­
fen können giftige Chemikalien in die Umwelt 
gelangen, insbesondere wenn der Abbau mit 
dem Einsatz von Sprengstoffen oder chemi­
schen Lösungsmitteln einhergeht. Diese Che­
mikalien können nicht nur die Gewässer, son­
dern auch den Boden kontaminieren und das 
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ökologische Gleichgewicht stark beeinträch­
tigen. Die Auswirkungen dieser Praxis auf die 
Umwelt sind schwerwiegend und können nicht 
nur die Tier- und Pflanzenwelt beeinträchtigen, 
sondern auch die menschliche Gesundheit. Die 
Freisetzung von Schadstoffen kann zu einer 
Vielzahl von Gesundheitsschäden wie Atem­
problemen, Hautreizungen und sogar Krebs 
führen. Sie kann auch natürliche Lebensräume 
und Ökosysteme stören oder ganz zerstören, 
indem sie Pflanzen und Tiere tötet, die für ihr 
Überleben auf saubere Luft und sauberes Was­
ser angewiesen sind.

Darüber hinaus können Bergbauaktivitäten in 
Wasserkreisläufe eingreifen. Die Bergbau- und 
Metallindustrie benötigen große Wassermen­
gen für die Gewinnung und Aufbereitung der 
Erze. Hinsichtlich der Wasserqualität gehört 
das Entstehen schadstoffbelasteter Gruben­
wässer und der Einsatz von Chemikalien in der 
Weiterverarbeitung zu den Umweltrisiken (z.B. 
Cyanid bei der Goldlaugung im Großbergbau 
und Quecksilber bei der Goldamalgamation im 
Kleinbergbau). Auch das Überlaufen und Aus­
laufen von Absetzteichen sowie eine mangel­
haft durchgeführte Bergwerksschließung, bei 
der das Gebiet nicht so weit wie möglich in 
seinen Ursprungszustand zurückgesetzt wur­
de, führen zu Risiken für Ökosysteme und die 
Bevölkerung der Umgebung.

Beim untertägigen Abbau müssen folgende 
grundsätzlichen Risiken beachtet werden: 
yy Tagesbrüche (diese treten umso häufiger auf, 
je geringer die Teufe ist), v. a. bei tagesna­
hem Bergbau (< 30 m), 

yy Senkung der Tagesoberfläche (bei oberflä­
chennahem Bergbau < 100 m), 

yy tiefer Bergbau (> 100 m) birgt die Gefahr, 
dass sich das Deckgebirge senkt, 

yy Landschaftsverbrauch durch Haldenwirt­
schaft, 

yy Bergschäden und Bergsenkungen, Austreten 

von kontaminiertem Wasser aus stillgelegten 
Minen;

yy Absinken des Grundwasserspiegels, 
yy Verschmutzung von Oberflächengewässern, 
yy Austretende Schadstoffe aus kontaminierten 
Halden;

yy bei Geothermie-Bohrungen besteht ein Erd­
bebenrisiko.

Mit dem Abbau und der Weiterverarbeitung 
von Rohstoffen wie Lithium (in Reinform sehr 
stark ätzend), Zinn und Kupfer, aber auch wei­
terer Metalle wie Indium, Silber, Zink, Mangan, 
Seltenen Erden, Wismut und Wolfram können 
schwere Umweltbelastungen verbunden sein, 
u.a. durch den Einsatz chemischer Substanzen 
für die Aufbereitung und Nutzbarmachung. 
Die giftigen Chemikalien, die beim Untertage­
bau freigesetzt werden, können tiefer in den 
Boden und das Gestein eindringen und Grund­
wasserquellen verunreinigen. Der Einsatz von 
Sprengstoffen und chemischen Lösungsmit­
teln kann bei nicht fachgerechter Anwendung 
oder Havarien erhebliche Wasser- und Boden­
verschmutzungen hervorrufen.

Saure Grubenwässer, welche durch Gewinnung 
und Aufbereitung entstehen, werden meist in 
sogenannten Absetzteichen zwischengelagert. 
Diese können belastet sein, z.B. durch Cyanid 
oder Quecksilber. Ein Überlaufen oder Aus­
laufen der Aufbereitungsrückstände aus den 
Teichen birgt das Risiko schwerer Schäden in 
Gewässern und im Grundwasser.

In Aufbereitungsanlagen, welche sich auch vor 
Ort oder in der Nähe des Untertagebaus befin­
den können, wird u. a. die Gangart entfernt – 
taubes Gestein, welches nicht genutzt werden 
kann und von den begehrten Rohstoffen ge­
trennt werden muss. Dieses aus Bergbausicht 
wertlose Material kann zur Rückverfüllung 
genutzt werden und wird häufig außerhalb 
auf Halden zwischengelagert, was mit einem 
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großen Flächen- und Landschaftsverbrauch 
einhergeht.

Die Haldenwirtschaft beim Untertagebau stellt 
eine gesonderte Herausforderung dar. Dabei 
muss besonders die Mengenbilanzierung und 
damit der Volumenbedarf der Halde sowie die 
geotechnisch gefahrlose Haldierung in den 
Blick genommen werden. Einen Einfluss haben 
dabei u. a. die Verdichtbarkeit der Bergbau­
abfälle und die Standfestigkeit. Der Bedarf an 
zusätzlichen Deponieflächen im Umfeld der 
Bergwerke muss bereits vor der Zulassung des 
Vorhabens eindeutig geklärt sein, um zusätz­
liche, unkalkulierbare Flächeninanspruchnah­
men zu vermeiden.
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4. �BUND Forderungen für einen 
verantwortungsvollen Bergbau

Der BUND fordert daher für den Tagebau und 
den Untertagebau:
1.	Umweltbelange müssen bei Planung und 

Durchführung von Bergbauprojekten vor-
rangig berücksichtigt werden. Das Berg­
recht muss überarbeitet und modernisiert 
werden, insbesondere der umweltrechtliche 
Rahmen im Bergrecht muss den Erforder­
nissen des heutigen Umweltschutzes ange­
passt werden 

2.	Abbaugenehmigungen dürfen nur für die 
tatsächlich aktuell benötigten Mengen 
zur Sicherung des Rohstoffbedarfs erteilt 
werden. Dieser Bedarf ist von neutralen 
öffentlichen Stellen auf der Basis wissen­
schaftlicher Kriterien oder in einem gesell­
schaftlichen Diskurs zu ermitteln. Bergbau­
unternehmen dürfen nicht länger selbst 
aufgrund ihrer Gewinnmaximierungsziele, 
Absatzinteressen und Exportwünschen den 
Bedarf festlegen und über die abzubauen­
den Mengen entscheiden. Instrumente wie 
die Rohstoffsteuer können zur Steuerung 
der Entnahmemengen wirksam beitragen; 

3.	Kein Bergbau darf mehr auf bzw. in ökolo-
gisch bedeutsamen Flächen erfolgen. Berg­
bau darf nicht zum Verlust oder zur Abnah­
me der Biodiversität beitragen. Dies schließt 
alle terrestrischen, marinen und sonstige 
aquatischen Arten und Ökosysteme ein. Zu 
vermeiden sind:
a) Aktivitäten in oder nahe von Naturschutz­

gebieten aller Art (siehe oben),
b) Aktivitäten, die direkt oder indirekt zum 

Verlust von Biodiversität oder zur Ab­
nahme wichtiger Ökosystemleistungen 
führen,

c) Entwaldung für Bergbau oder Minen­
tätigkeiten in Waldgebieten.

d) Falls im Einzelfall eine Inanspruchnahme 
solcher Flächen zur Gewinnung bestimm­
ter Rohstoffe unumgänglich und auf 
anderen, weniger sensiblen Flächen nicht 
möglich erscheint, ist über einen offenen 
und umfassenden gesellschaftlichen 
Dialog zu entscheiden, welche gesell­
schaftlichen Prioritäten in diesem Ein­
zelfall gesetzt werden sollen und welche 
Beeinträchtigungen in Kauf genommen 
werden können.

4.	Minimierung bzw. Vermeidung der Schäden 
in Böden, Wasser und Luft. Dies beinhaltet 
alle Emissionen und unkontrollierten Frei­
setzungen von Sedimenten und Prozess
chemikalien aus dem Bergbau, der Verhüt­
tung und der Raffinierung. Dies umfasst 
ebenso die Ableitung warmen Kühlwassers 
aus Schmelzbetrieben und Bodenverunreini­
gungen in der Nähe von Bergbau-, Raffinerie- 
und Hüttenbetrieben durch Emissionsdepo­
sition oder Abfalllagerung bzw. -entsorgung. 
Hierzu gehören auch Bergbautätigkeiten, die 
zum Klimawandel beitragen, wie:
a) Aktivitäten, die Kohlendioxidsenken wie 

Wälder oder Moore oder Böden schädigen,
b) Aktivitäten, die fossile Rohstoffe zur 

Energiegewinnung einsetzen, sind ent­
sprechend der Zeitpläne der Landes­
planungen zur Reduzierung der Kohlen­
dioxid-Emissionen auf emissionsfreie 
erneuerbare Energien umzustellen, bei 
Genehmigungen von neuen Aktivitäten 
darf nur noch der kohlendioxid-emissi­
onsfreie Einsatz erneuerbarer Energien 
von Beginn an genehmigungsfähig sein.
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c) Aktivitäten, die keinen Plan zur Dekar­
bonisierung vorlegen sowie keine ent­
sprechende Umsetzung und Monitorings 
vorsehen, sind zu einem festzulegenden 
Termin einzustellen.

d) Aktivitäten, die zu lock-in Effekten bezüg­
lich fossiler Rohstoffe führen. 
Jegliche Aktivitäten, die die Wasser­
qualität sowie den mengenmäßigen 
Zustand egal welcher Gewässer ver­
schlechtern, sind zu unterlassen. Hierzu 
zählen auch Aktivitäten, die in Bezug auf 
die Quantität nicht nachhaltig sind oder 
die den Zugang zu ausreichend Wasser 
für andere Wassernutzer einschränken. 

5.	Finanzielle Mittel für Ausgleichsmaßnah-
men und bei ökologischen Schäden si-
cherstellen: Bergbauunternehmen sind zu 
verpflichten, ausreichende liquide Mittel und 
Rückstellungen zu bilden, um ökologische 
Schäden vollständig abzudecken und die 
Durchführung vollständiger ökologischer 
Ausgleichsmaßnahmen zu finanzieren. 

6.	Schäden vermeiden, örtliche Gemeinschaft 
beachten: Irreversible Beschädigungen 
oder Beeinträchtigungen von kulturellem 
Erbe und archäologischen Stätten sind zu 
vermeiden. 

7.	Lärm und Vibrationen sind weitestgehend 
zu vermeiden, soweit diese Wildtiere vertrei­
ben oder zu Belästigungen der Menschen in 
den umliegenden Siedlungen führen.  

8.	Physische Instabilität, Bodendegradation 
und Erosion sind weitgehend zu vermeiden. 
Hierzu gehören die Einrichtung funktio­
nierender Tagebau-Böschungen, die Fels­
stürzen, Setzungen und Erdfallbildungen 
sowie Erosion bzw. der Verschlechterung 
der Bodenqualität entgegenwirken.

9.	Die Einbeziehung der lokalen Bevölkerung, 
die Berücksichtigung der lokalen Interes-
sen und ihre Teilhabe am ökonomischen 
Gewinn ist zu gewährleisten, auch im Kon-
text sozialer Gerechtigkeit. Dies beinhaltet 
eine hinreichende Besteuerung der durch 
den lokalen Bergbau erwirtschafteten Ge­
winne, einschließlich einer Rohstoffsteuer, 
sowie die vollständige Haftung bei Unfällen 
und Schäden wegen unzureichendem 
Schutz bzw. ungeeigneten Umweltschutz­
maßnahmen. 

10.	Das Bergrecht muss überarbeitet werden: 
Der rechtliche Rahmen des Bergrechts ist 
veraltet und in Bezug auf die aktuellen An­
forderungen unzureichend. Aus Sicht des 
BUND ist das derzeit geltende Bergrecht 
mit seiner starken Vorrangstellung vor fast 
allen anderen Regelungsbereichen drin­
gend zu überarbeiten und den modernen 
Bedingungen anzupassen, damit auch alle 
anderen Schutzgüter wie Umwelt, Wasser, 
Naturschutz und menschliche Gesundheit 
ausreichend berücksichtigt und geschützt 
werden und ihr gesetzlicher Schutz nicht 
weiter durch bergrechtliche Vorschriften 
einfach ausgehebelt werden. 

Angesichts der steigenden globalen Nachfrage 
nach vielen Rohstoffen stellen wir uns auch 
in Deutschland der Diskussion um den hei­
mischen Bergbau. Die aufgezeigten Grenzen 
und rote Linien sind im heimischen Bergbau 
einzuhalten. Wichtig ist aber auch, dass zu­
nächst und vordringlich die Potenziale, die sich 
aus Effizienz, Suffizienz und Konsistenz er­
schließen lassen, gehoben werden, bevor neue 
Primärrohstoffe gefördert werden. 
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Betroffenes  
Schutzgut

Ausschluss 
Abbau: immer

Ausschluss 
Abbau wenn: Schutzstatus Anmerkungen

Nationalpark +++ §, D L

Biosphärenreservat ++ §, D L

Nationales  
Naturmonument +++ §, IUCN L

Weltnaturerbe +++ §, IUCN L

Hotspot  
der Artenvielfalt ++ –

keine Schutz­
kategorie

 
30 vom BfN fest­
gelegte großräu­
mige Gebiete in 

Deutschland

FFH-Gebiet +++ §, EU L

Europäisches  
Vogelschutzgebiet ++ §; EU L

Naturschutzgebiet +++ §, D L/K

Naturparke ++ §, D L

Landschaftsschutzgebiet ++ §, D K

5. �Anhang: 
Ausschlusskriterien für den  
Tagebau in der Übersicht

Legende: 
§	 Gesetzlicher Schutz
EU	 europäischer Schutz

D	� nationaler Schutz 
(BNatSchG)

L	� Ausweisung durch 
Bundesländer

K	� Ausweisung durch 
Landkreise

+++	�absoluter Ausschluss 
für Abbau (über Tage 
und unter Tage)

Tabelle:  
Ausschlusskriterien für Tagebau (oberhalb des Grundwassers, Schicht-
wasserproblematik muss hierbei noch separat betrachtet werden)
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Betroffenes  
Schutzgut

Ausschluss 
Abbau: immer

Ausschluss 
Abbau wenn: Schutzstatus Anmerkungen

Geschütztes Biotop +++ §, D D, K

GLB geschützter Landschafts­
bestandteil +++ §, D K

Naturdenkmal +++ §, D K

Hecken ++
Nur zum Teil 

geschützt über L: 
als geschütztes 

Biotop

FFH-Lebensraumtypen, die nicht 
als Schutzgebiet ausgewiesen 

wurden

Wald +++
Gewässer  

incl. Quellen +++
Höhlen +++

Offenlandlebens­
räume +++

Pufferflächen zu Wäldern, Hecken, 
Schutzgebieten (s.o.) +++

Abstandslängen 
zu Schutzgebiets­
grenzen sind noch 

festzulegen

Biotopverbünde (auch in Planung) +++

Nicht FFH-LRT
Naturnaher Wald 

++ 
Grünland (?) ++

Forsten mit 
Umwandlungs­

potenzial zu 
natürlichem Wald

––
––
––

Ackerflächen +++ mit hohen Boden­
punkten (welche?) ––

Ackerflächen +++ Auf seltenen 
Böden (welche?) ––

Ackerflächen mit niedrigen 
Bodenpunkten,  

keine seltenen Böden
+++ §, D L

Forsten nicht einheimischer Arten 
(Douglasie, Roteiche, etc.) –– –– –– ––

Brachen ? ? ? ?

Versiegelte Flächen ––

++	� absoluter Ausschluss 
für Abbau (über Tage 
und unter Tage)

+	� absoluter Ausschluss 
für Abbau über Tage 
– ggf. untertägigen 
Abbau prüfen

––	 kein Ausschluss
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Betroffenes  
Schutzgut

Ausschluss 
Abbau: immer

Ausschluss 
Abbau wenn: Schutzstatus Anmerkungen

Deponieflächen  
-> vorher Sanierung ––

Flächen mit Altlasten  
-> vorher Sanierung ––

Schichtwasseranschnitt oberhalb 
von Quellen, Sümpfen, Feucht­
wäldern und anderen Feucht­

gebieten
+++

Frühzeitig als 
zu messender 
Parameter in 

Scopingtermine 
einbringen!

Schichtwasseranschnitt oberhalb 
von Ackerböden, die auf Wasser­
versorgung durch Schichtwasser 

angewiesen sind
+++

Problematik der 
Feststellung dieser 

Zusammenhänge

Wasserschutzgebiete, 
Heilquellenschutzgebiete +++

Einzugsgebiete für Wasser­
gewinnung, sofern nicht als 

Schutzgebiet festgesetzt
+++

Gebiete mit grundwasser­
schützenden Deckschichten ++

Soweit durch 
den Abbau 

grundwasser­
schützende 
Schichten 

entscheidend 
geschwächt 

werden

Legende: 
§	 Gesetzlicher Schutz
EU	 europäischer Schutz

D	� nationaler Schutz 
(BNatSchG)

L	� Ausweisung durch 
Bundesländer

K	� Ausweisung durch 
Landkreise

+++	�absoluter Ausschluss 
für Abbau (über Tage 
und unter Tage)

++	� absoluter Ausschluss 
für Abbau (über Tage 
und unter Tage)

+	� absoluter Ausschluss 
für Abbau über Tage 
– ggf. untertägigen 
Abbau prüfen

––	 kein Ausschluss
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